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Bericht und Antrag 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur dritten 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die Feststeilung des 
Bundeshaushaltsplanes für das Haushaltsjahr 1972 
— Drucksache 7/34 — 

A. Problem 

Die Bundesregierung hat den Haushalt 1972 bis zur gesetz- 
lichen Feststellung des Haushaltsplans kurz vor Ende des 
Haushaltsjahres im Wege des Nothaushaltsrechts durchgeführt. 

Aus den Reihen der Opposition ist die Frage laut geworden, 
ob sich das Ausgabengebaren des Bundes auch in den Gren- 
zen der Artikel 111 und 112 des Grundgesetzes gehalten hat. 


B. Lösung 

An die Stelle des von der Bundesregierung angeforderten Be- 
richts soll der Bundesrechnungshof in seinem jährlichen Prü- 
fungsbericht gesondert auf die Handhabung des Nothaushalts- 
rechts eingehen und im Bundestag dem für die Rechnungs- 
prüfung zuständigen Gremium die Möglichkeit geben, ggf. wei- 
tere Aufklärungen zu verlangen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

entfällt 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Kirst 


Der Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU — Drucksache 7/34 — ist nach der dritten Be- 
ratung des Bundeshaushalts 1972 in der 6. Sitzung 
des Deutschen Bundestages vom 20. Dezember 1972 
an den Haushalts ausschuß überwiesen worden. Er 
stand in Verbindung mit der gleichzeitigen Über- 
weisung des weiteren Entschließungsantrages der 
CDU/CSU (Drucksache 7/35), der bereits in der 
23. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
22. März 1973 für erledigt erklärt worden ist. 

Der Haushaltsausschuß hat sich in zwei Sitzungen 
mit dem Entschließungsantrag befaßt. In seiner Sit- 
zung vom 14. Februar 1973 hat er es bei grundsätz- 
lichen Ausführungen bewenden lassen und Detail- 
fragen bis zur Sitzung vom 21. März 1973 zurück- 
gestellt, um den Mitgliedern des Ausschusses Ge- 
legenheit zu geben, den Bericht des Bundesministe- 
riums der Finanzen über den vorläufigen Haus- 
haltsabschluß 1972 vom 9. Februar 1973 studieren 
zu können und einen Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes über die Einhaltung der Vorschriften des Not- 
haushaltsrechts abzuwarten. Nachdem der Präsident 
des Bundesrechnungshofes in seinem Schreiben vom 
16. März 1973 dem Ausschuß die Unmöglichkeit an- 
gekündigt hat, bis zur in Aussicht genommenen Sit- 


zung des Haushaltsausschusses am 21. März 1973 
einen solchen Bericht vorzulegen, ist der Ausschuß 
in seiner Sitzung vom 21. März 1973 so verblieben, 
nach dem Vorbringen der Opposition über die vor- 
läufige Haushaltsführung und der Antwort der Koa- 
lition und der Regierungsvertreter hierauf den Bun- 
desrechnungshof zu ersuchen, in seinem jährlichen 
Prüfungsbericht über den Haushalt 1972 in einem 
besonderen Teil auf die Einhaltung der Vorschrif- 
ten über das Nothaushalts recht einzugehen. Nach 
Vorlage dieses Berichtes soll der Ausschuß frei sein 
zu entscheiden, ob damit die Angelegenheit erledigt 
ist, oder ob noch weitere Aufklärungen gewünscht 
werden. 

Der Opposition geht es um die Klärung der 
Frage, wie es bei der behaupteten strikten Anwen- 
dung der Vorschriften über das Nothaushaltsrecht 
überhaupt möglich gewesen ist, daß das Etatvolu- 
men höher als vorgesehen ausgefallen ist. Nach der 
Koalition hat die Bundesregierung die verfassungs- 
mäßigen Grenzen der Artikel 111 und 112 des 
Grundgesetzes eingehalten. Das Soll und Ist im 
Haushalt 1972 befänden sich bei Ausklammerung 
einer Reihe von Sonderleistungen in erfreulicher 
Übereinstimmung. 


Bonn, den 21. März 1973 


Kirst 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Drucksache 7/34 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 21. März 1973 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Kirst 

Vorsitzender Berichterstatter 
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